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Personlichkeitsrechtsverletzungen im Internet -
Gerichtszustandigkeit und anwendbares Recht bei
internationalen Sachverhalten

Weltweit nutzen lber 2 Milliarden Menschen das World Wide Web. Auseinandersetzungen, die die
Informations-, Presse- und Meinungsfreiheit einerseits und das Recht auf Schutz der Ehre und
Personlichkeit andererseits betreffen, bleiben nicht aus. Geht es um die Verletzung des
Personlichkeitsrechts wegen einer Veroffentlichung im Internet, sind vor dem Gang zu Gericht folgende
Fragen zu klaren: Welches Gericht ist fiir die Entscheidung zustandig und welches nationale Recht ist
anzuwenden? ...

Besonders wichtig ist die Klarung der Frage der Gerichtszustandigkeit und des anwendbaren Rechts bei
internationalen Sachverhalten.

Beispiel: Eine Person mit Wohnsitz und Lebensmittelpunkt in Deutschland fiihlt sich wegen eines
Berichts eines auslandischen News-Portals in seinen Personlichkeitsrechten verletzt.

1. Gerichtszustandigkeit

Bei Personlichkeitsrechtsverletzungen im Internet kommen drei Gerichtsstande in Betracht. Der Klager
kann wahlen zwischen

- Klage am Beklagtensitz

Hinweis: Art. 2 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 iiber die gerichtliche Zustandigkeit und die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (EuGVVO) legt den
Beklagtengerichtsstand fest.

- Klage an dem Interessenmittelpunkt des Klagers

Hinweis: Ein neben dem Beklagtengerichtsstand zusatzlicher besonderer Gerichtsstand fiir Personen,
die ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats haben, ist an dem Ort begriindet, an dem das
schadigende Ereignis entstanden ist oder einzutreten droht. Das gilt gemaR Art. 5 Nr. 3 EUGVVO wenn es
um einer unerlaubte Handlung geht. Unter den Begriff der unerlaubten Handlung fallen auch
Personlichkeitsrechtsverletzungen.

Der Ort, an dem das schadigende Ereignis einzutreten droht, kann, so der Europaische Gerichtshof
(EuGH) am besten von dem Gericht des Ortes beurteilt werden, an dem das mutmaRliche Opfer den
Mittelpunkt seiner Interessen habe. Dieser entspreche im Allgemeinen seinem gewohnlichen
Aufenthaltsort oder dem Ort der beruflichen Tatigkeit.

- auf nationale Teilschaden beschrankte Einzelklagen in jedem Staat, in dessen Hoheitsgebiet ein im
Internet veroffentlichter Inhalt zuganglich ist oder war.##
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2. Anwendbares Recht

Nach Art. 40 Abs. 1S.2 EGBGB kann der Verletzte bei Anspriichen aus unerlaubter Handlung verlangen,
dass statt des Rechts des Handlungsortes das Recht des Erfolgsortes angewendet wird:

Handlungsort ware der auslandische Sitz des Webseitenbetreibers, danach ware deutsches Recht
nicht anwendbar.

Der in Deutschland wohnhafte Verletzte kann sich aber auf den Erfolgsort berufen, so dass
deutsches Recht anwendbar ist. Der Erfolgsort ist in Deutschland, weil der ,Achtungsanspruch” des
Betroffenen an seinem Wohnort gestort wird.

3. Reichweite des Personlichkeitsschutz

Wegen der Eigenart des Personlichkeitsrechts als so genanntes Rahmenrecht ist seine Reichweite nicht
genau festgesetzt. Vielmehr ist sie durch Abwagung grundrechtlich geschiitzter Belange zu bestimmen.
Dabei sind die Umstdnde des Einzelfalls, die betroffenen Grundrechte und die Europaischen
Menschenrechtskonvention heranzuziehen.

Es liegt daher nur dann ein rechtswidriger Eingriff in das Personlichkeitsrecht vor, wenn das
Schutzinteresse des Betroffenen die schutzwiirdigen Belange der anderen Seite liberwiegt, was liber
eine Interessenabwagung im Einzelfall entschieden wird.

4. Fazit

Ein Eingriff in das Personlichkeitsrecht des Klagers wegen einer Veroffentlichung im Internet ist nur
dann rechtswidrig, wenn das von dem Beklagten verfolgte Informationsinteresse der Offentlichkeit und
sein Recht auf freie MeinungsaulRerung hinter dem Interesse des Klagers am Schutz seiner
Personlichkeit und an der Achtung seines Privatlebens zuriicktritt. Das Gericht wird in solchen Fallen
eine Einzelfallabwagung vornehmen.

Vor Einreichung einer einstweiligen Verfligung oder Klage missen bei internationalen Sachverhalten
die Vorfragen der Gerichtszustandigkeit und des anwendbaren Rechts geklart werden.

Bei Personlichkeitsrechtsverletzungen im Internet stehen drei Gerichtsstande zur Verfiigung. Der
Verletzte wird sich aus Praktikabilitatsgriinden meist fiir ein gerichtliches Vorgehen an seinem eigenen
Interessenmittelpunkt entscheiden. Dieser entspricht in der Regel seinem gewohnlichen Aufenthalt
oder beruflichen Tatigkeitsort.

Im oben genannten Beispiel sind die deutschen Gerichte nach Art. 5 Nr. 3 EuGVVO jedenfalls laut EuGH
zustandig, da der Verletzte seinen Wohnsitz in Deutschland hat und in Deutschland sozial und familiar
eingebunden ist (Interessenmittelpunkt).

Copyright © | IT-Recht Kanzlei Miinchen | Alter Messeplatz 2 | 80333 Munchen | Tel. + 49 (0)89 13014330 | Fax +49 (0)89 130143360



it-recht
kanzlel
munchen

Autor:
RAiIn Yvonne A. E. Schulten

Rechtsanwaltin und Fachanwaltin fiir Informationstechnologierecht

Copyright © | IT-Recht Kanzlei Miinchen | Alter Messeplatz 2 | 80339 Munchen | Tel. + 49 (0)89 13014330 | Fax +49 (0)89 130143360


http://www.tcpdf.org

	Persönlichkeitsrechtsverletzungen im Internet – Gerichtszuständigkeit und anwendbares Recht bei internationalen Sachverhalten
	1. Gerichtszuständigkeit
	2. Anwendbares Recht

	3. Reichweite des Persönlichkeitsschutz
	4. Fazit


